
Antrag an die Mitgliederversammlung Berlin, den 26.02.2025

Die Mitgliederversammlung möge beschließen:

Kandidierende für die Kommunalwahl sollen vor ihrer Wahl unterschreiben, dass sie ihre 
Mandatsträger*innen-Abgaben abführen. Dies ist weiterhin die Hälfte aller Bezüge, außer, es 
liegen besondere Gründe vor, etwa der Bezug von Arbeitslosengeld II (was ungünstigerweise 
miteinander verrechnet würde, sodass Mandatsträger*innen weniger als die ohnehin 
unzureichende Grundsicherung erhielten). 

Der Kreisvorstand erarbeitet ein entsprechendes Dokument, das zur Kommunalwahl 2025 und 
darüber hinaus Kandidierenden zur Unterschrift vorgelegt wird.

Begründung:

Die Kassenprüfer haben mehrfach berichtet, dass Mandatsträger*innen-Abgaben nicht in voller 
Höhe geleistet werden. Diese sind jedoch unabdingbar, um Strukturen vor Ort aufzubauen, 
insbesondere, um das Linke Zentrum zu finanzieren. Solche Dokumente sind üblich und 
werden u.a. bei der Listenaufstellung zur Bundestagswahl vom Landesverband unserer Partei 
verwendet.

Antragssteller:

Fabian Fahl


